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EINVERSTÄNDLICHES MEMORANDUM  

ZWISCHEN DEM FÜRSTENTUM LIECHTENSTEIN UND DER EUROPÄISCHEN 

GEMEINSCHAFT, DEM KÖNIGREICH BELGIEN, DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK, 

DEM KÖNIGREICH DÄNEMARK, DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, DER 

REPUBLIK ESTLAND, DER HELLENISCHEN REPUBLIK, DEM KÖNIGREICH SPANIEN, 

DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, IRLAND, DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, DER 

REPUBLIK ZYPERN, DER REPUBLIK LETTLAND, DER REPUBLIK LITAUEN, DEM 

GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG, DER REPUBLIK UNGARN, DER REPUBLIK MALTA, 

DEM KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, DER REPUBLIK ÖSTERREICH, DER REPUBLIK 

POLEN, DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK, DER REPUBLIK SLOWENIEN, DER 

SLOWAKISCHEN REPUBLIK, DER REPUBLIK FINNLAND, DEM KÖNIGREICH 

SCHWEDEN, DEM VEREINIGTEN KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND 

NORDIRLAND  
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DAS FÜRSTENTUM LIECHTENSTEIN, im Folgenden "Liechtenstein" genannt,  

und  

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT,  

DAS KÖNIGREICH BELGIEN,  

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK,  

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK,  

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,  

DIE REPUBLIK ESTLAND,  

DIE HELLENISCHE REPUBLIK,  

DAS KÖNIGREICH SPANIEN,  

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK,  

IRLAND,  

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK,  

DIE REPUBLIK ZYPERN,  

DIE REPUBLIK LETTLAND,  

DIE REPUBLIK LITAUEN, 
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DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG,  

DIE REPUBLIK UNGARN,  

DIE REPUBLIK MALTA,  

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE,  

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH,  

DIE REPUBLIK POLEN,  

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK,  

DIE REPUBLIK SLOWENIEN,  

DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK,  

DIE REPUBLIK FINNLAND,  

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN,  

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND,  

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 
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1. EINLEITUNG  

Liechtenstein und die Europäische Gemeinschaft schließen ein Abkommen über Regelungen, 

die denen der Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über die Besteuerung von 

Zinserträgen (im Folgenden "Richtlinie" genannt) gleichwertig sind. Dieses Einverständliche 

Memorandum ergänzt das Abkommen.  

2. GESRPÄCHE ÜBER GLEICHWERTIGE REGELUNGEN MIT ANDEREN DRITT-

STAATEN  

Während des in der Richtlinie vorgesehenen Übergangszeitraums nimmt die Europäische 

Gemeinschaft Gespräche mit anderen wichtigen Finanzzentren auf, die darauf abzielen, dass 

diese Gebiete ebenfalls Regelungen einführen, die den von der Gemeinschaft anzuwendenden 

Regelungen gleichwertig sind.  

3. ABSICHTSERKLÄRUNG  

Die Unterzeichner dieses Einverständlichen Memorandums erklären, dass sie das unter 

Nummer 1 genannte Abkommen und dieses Memorandum als akzeptable und ausgewogene 

Regelung ansehen, die die Interessen der Vertragsparteien wahrt. Sie werden daher die 

vereinbarten Maßnahmen nach Treu und Glauben durchführen und diese Regelung nicht ohne 

hinreichenden Grund durch einseitiges Handeln verletzen. 
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Wird ein wesentlicher Unterschied zwischen dem Anwendungsbereich der Richtlinie in der 

am 3. Juni 2003 angenommenen Fassung (Richtlinie 2003/48/EG des Rates) und dem 

Anwendungsbereich des Abkommens, vor allem bezüglich Artikel 6 des Abkommens, fest-

gestellt, nehmen die Vertragsparteien unverzüglich Konsultationen gemäß Artikel 13 Absatz 1 

des Abkommens auf, um sicherzustellen, dass die Gleichwertigkeit der in dem Abkommen 

festgelegten Regelungen gewahrt bleibt.  

Liechtenstein verpflichtet sich, nach besten Kräften, ordnungsgemäß begründete Anträge auf 

Informationsaustausch nach Artikel 10 des Abkommens nach Maßgabe seines Verfahrens-

rechts unverzüglich auf ihre Zulässigkeit zu prüfen.   

Bei ihrer Zusammenarbeit mit Liechtenstein, einschließlich der steuerlichen Zusammenarbeit, 

berücksichtigen die EG und ihre Mitgliedstaaten die Entscheidung Liechtensteins, zu den in 

der Richtlinie enthaltenen Regelungen gleichwertige Regelungen zu erlassen. Die 

Unterzeichner sind sich einig, dass im Zusammenhang mit den Verhandlungen zum 

Informationsaustausch in Artikel 10 Absatz 4 des Abkommens jede Partei parallel andere 

Steuerthemen, einschließlich Fragen zur Vermeidung von Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 

des Einkommens, zur Sprache bringen kann. 
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Geschehen zu Brüssel am siebten Dezember zweitausendundvier in zwei Urschriften in 

deutscher, dänischer, englischer, estnischer, finnischer, französischer, griechischer, 

italienischer, lettischer, litauischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, 

schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache 

abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.  

Die maltesische Sprachfassung wird auf der Grundlage eines Briefwechsels durch die 

Vertragsparteien beglaubigt. Sie ist gleichermaßen verbindlich wie die im vorstehenden 

Absatz genannten Sprachfassungen.     


